
 

  



 

PRESSESYMPOSIUM 
 
Donnerstag, 28. September 2023 
Beginn: 11 Uhr | Ende: 16 Uhr 

 

Institutionelle Übergriffe auf unsere Kinder 

Wer möchte keinen Staat, der »Schutz und Sicherheit« verspricht und seinem Fürsorgeauftrag 
gerecht wird? Leider wird dieser Fürsorgeauftrag nicht selten pervertiert und der Staat lässt 
systematische Übergriffe auf unsere Kinder als die Verwundbarsten der Gesellschaft zu. Diese 
werden deswegen nicht mehr gesehen, weil sie selbstverständlich geworden sind. Darüber zu 
schweigen, weil es schwer zu fassen ist, ist ein schwacher Trost für unsere Schutzbefohlenen,  
die die Zukunft der Gesellschaft bilden.   
 
Die MWGFD scheut sich nicht, diesen Themenkomplex aufzugreifen und das Kind beim Namen  
zu nennen. Auf Initiative der Psychologin und systemischen Familientherapeutin, Dr. Andrea 
Christidis, und des ehemaligen LKA-Präsidenten von Thüringen, Uwe Kranz, findet unter der 
Schirmherrschaft der MWGFD am 28. September 2023 um 11 Uhr ein längst überfälliges 
Pressesymposium unter dem oben genannten Titel statt. 
Wie wenig dieses System Achtung vor unseren Kindern, aber auch den Eltern als ihre Fürsorge-
beauftragten hat, machten die letzten drei Jahre aufs Augenfälligste sichtbar. Ausdrücke wie 
»Corona-Schutz-Maßnahmen« klingen schön in den Ohren, aber haben gerade Gegenteiliges 
bewirkt.  
Noch nie in der Geschichte wurde der »Schutz von Kindern« in einen »Schutz vor Kindern« 
pervertiert, wie der Historiker Michael Hüter zu bedenken gibt. Und noch nie in der Geschichte 
sind Kinder derart Opfer von irrationalen Ängsten der Erwachsenen geworden. Die Opferrolle 
von Kindern erstreckt sich jedoch auch schon lange vor Corona auf viele andere Bereiche. 
 
Als »Kinderschutz« und »Jugendhilfe« getarnt, finden jedes Jahr zahllose Fremdunterbringungen 
von Kindern statt. Diese Kinder werden oft von Jugendamtsmitarbeitern direkt aus dem Kinder-
garten oder der Schule herausgeholt, oder mit Hilfe von Polizeibeamten gewaltsam und oft unter 
Hinzuziehung von Gerichtsvollziehern ihren Familien entrissen. Eltern, die ihre Kinder einer KiTa 
fernhielten, nachdem fremde Männer ohne Wissen der Eltern hereingelassen wurden und sich 
an Kindern vergriffen, wurden oft gerichtlich dazu verpflichtet, ihre Kinder dort anzumelden. 
 
Unter dem Vorwand, »Original Play« als besonderes pädagogisches Konzept einführen zu wollen, 
werden kleine Kinder sexuellen Übergriffen und Gewalt ausgesetzt. Zudem werden in KiTas 
sukzessive besondere Rückzugsräume eingerichtet, in denen Kinder ermutigt werden, ihre 
Körper ohne Aufsicht von Erwachsenen »lustvoll zu erkunden«. Dabei ist es in einigen Fällen 
mindestens zu physischen Verletzungen gekommen. 
 
Erziehern und Lehrern werden Leitlinien der WHO und Lehrpläne der Länder vorgelegt, die  
ihnen vorschreiben, schon Kleinkindern die Lust am Körper beizubringen, indem sie ihnen die 
Masturbation erklären. 



 

Immer häufiger kommt ans Licht, dass Kinder in institutionellen Einrichtungen sexuelle, 
physische und psychische Gewalt erfahren. Etliche Todesfälle wurden als »ungeklärt« deklariert.  
Die Institutionen versuchen, den Tod der Kinder und Jugendlichen als Suizid glaubhaft zu 
machen, was nicht immer gelingt. 
 
Das auf der ganzen Welt seit ca. 2020 proklamierte »New Normal« weist Auswüchse auf, die seit 
der Abschaffung der Leibeigenschaft als Straftaten gelten. Ob behördlich verfügtes Einhüllen, 
Einsperren oder Eindringen: Zunehmend soll normal werden, was bisher als abnormal galt. 
Masken, Handschuhe, Lockdowns, Ausgehverbote, Wattestäbchen oder gar Spritzen fallen nicht 
mehr unter die Entscheidungsbefugnis des Individuums oder dessen Eltern. Und die 
Entmündigung betrifft zunehmend auch menschliche Bezugsgruppen: Kontaktsperren für die 
eigenen Verwandten, Zulassung fremd zugewiesener Sexualpartner für die eigenen Kleinkinder, 
Blockierung der Geschlechtsreife oder wiederholter Geschlechtswechsel des heranwachsenden 
Nachwuchses werden zu behördlichen Angelegenheiten. Die Familie wird entnaturalisiert, indem 
die Zusammengehörigkeit ihrer Mitglieder in Frage gestellt wird und der Kontakt unter ihnen 
selektiv unterbunden wird. Zusehends verändern politische Maßnahmen das gewohnte soziale 
Milieu der Menschen in diesem Land.  
 
Mit der Entmündigung von Eltern als den Fürsorgebeauftragten und der Instrumentalisierung 
von Kindern für fremde Interessen muss jetzt endlich Schluss sein.  
 

 
 
 
Hinweise 
 
> Die Pressekonferenz wird live gestreamt und aufgezeichnet. 
> Für jene Journalisten, die gehindert sind, vor Ort teilzunehmen, bieten wir die Möglichkeit an,  
   via Online-Zuschaltung unseren Referenten Fragen zu stellen; nach Anmeldung per E-Mail. 
> Pressemappen mit Daten und Fakten, Fingerfood und Getränke stehen bereit. 
> Unsere Referenten stehen nach der Veranstaltung für Exklusiv-Interviews bereit. 
> Unser einschlägiges Infomaterial liegt zum Mitnehmen bereit. 
 

  



 

Referenten der Pressesymposiums 

Dr. Andrea Christidis 
Psychologin, Gutachterin in Fragen zu forensischer Psychologie, kriminalistische Psychologie, 
Verhaltenstherapeutin, systemische Familientherapeutin 
 
Ltd. Ministerialrat a.D. Uwe Kranz 
ehem. LKA-Präsident Thüringen, Autor und Analyst 
 
Prof. Dr. rer. nat. Ulrich Kutschera 
Evolutionsbiologe  
 
Udo Leibmann 
ehem. Personenschützer, langjährige Tätigkeit im Sicherheitsbereich, internationaler Aktivist in 
Kinderschutzsachen, Leiter der Organisation »United for Freedom« 
 
RA Manfred Müller 
Fachanwalt für Arbeitsrecht, Schwerpunkte: Familienrecht, Erbschaftsrecht, Baurecht 
 
Prof. Dr. Martin Schwab 
Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, Verfahrens- und Unternehmensrecht, Universität Bielefeld 
 
RA Edgar Siemund 
Siemund & Partner Rechtsanwälte, Mühldorf am Inn; Mitglied der »Anwälte für Aufklärung e.V.« 
 
David Sörensen 
investigativer Journalist 
 

Moderation 
Dr. med. Ronald Weikl 
Frauenarzt, Praktischer Arzt, Naturheilverfahren, Passau, stellv. Vorsitzender der MWGFD e.V. 
 
 
 
 
Veranstalter: MWGFD e.V. 
 

 
 
Die Gesellschaft der »Mediziner und Wissenschaftler für Gesundheit, Freiheit und Demokratie e.V.« (MWGFD e.V.) ist ein  
Zusammenschluss von Ärzten, gemeinsam mit Angehörigen unterschiedlicher Heil- und Pflegeberufe sowie im Bereich der  
Medizin tätiger Menschen und Wissenschaftler, die sich in Forschung und Lehre mit den Themen Gesundheit, Freiheit und 
Demokratie beschäftigen. Die MWGFD e.V. hat sich zum Ziel gesetzt, mit ihrer Arbeit und ihren Aktionen dem gesundheitlichen 
und sozialen Wohl der Bevölkerung zu dienen. 
 
Kontakt für Rückfragen: 
presse@mwgfd.org 
MWGFD e.V., Wittgasse 9, 94032 Passau  

mailto:presse@mwgfd.org


 

Einleitende Worte 

Dr. Ronald Weikl 
Dr. med. Ronald Weikl, Facharzt für Frauenheilkunde und Geburtshilfe, Praktischer Arzt, 
Naturheilverfahren, Passau, stellv. Vorsitzender der MWGFD e.V. 

 

Als stellvertretender Vorsitzender der MWGFD, der Gesellschaft der Mediziner und Wissenschaftler für 
Gesundheit, Freiheit und Demokratie, freue ich mich sehr, dass die MWGFD e.V. die Schirmherrschaft für eine 
Pressekonferenz, bzw. ein »Pressesymposium« übernimmt, bei dem ein äußerst bedrückendes Thema im 
Fokus steht, nämlich die Gefährdung unserer Kinder durch institutionelle Übergriffe. Die Initiative für diese 
lange überfällige Veranstaltung ging diesmal von meinen MWGFD-Kollegen Dr. Andrea Christidis und Uwe 
Kranz aus, die sich beide schon jahrelang intensiv mit diesem Themenkomplex beschäftigen.  
 
Kinder waren nicht nur die Hauptleidtragenden der sog. »Corona-Pandemie«, durch z.B. fragwürdige Schul- 
und Kindergartenschließungen, Lockdowns, völlig unnötige Testungen, krankmachende Maskenpflicht, 
lebensgefährliche sog. »Covid-Impfungen«. Eine große Zahl von Kindern ist hier in Deutschland schon seit 
Jahrzehnten mehr oder weniger schutzlos Übergriffen seitens diverser Institutionen, auch staatlichen, 
ausgesetzt. Viele Kinder und Jugendliche werden in diesem Kontext Opfer massivster psychischer, körperlicher 
und sexueller Gewalt. Und diese Situation verschärft sich von Jahr zu Jahr. Die Pädo-Kriminalität hat 
mittlerweile ein unvorstellbares Ausmaß angenommen. Und trotzdem werden die damit verbundenen 
Themen nur äußerst selten öffentlich angesprochen, auch, weil Menschen, die sich an diese Themen wagen, 
oft selbst übelsten Nachstellungen und Bedrohungen ausgesetzt sind.  
Aber Kinder sind neben alten und kranken Menschen die schutzbedürftigste Personengruppe einer 
Gesellschaft, das wissen nicht nur diejenigen, die selbst Eltern sind, das sollte eigentlich jedem klar sein!  
Ohne gesunde, unbelastete Kinder kann sich keine lebenswerte Gesellschaft entwickeln, denn Kinder stellen 
nun mal ihre zukünftige Basis dar. Eine Gesellschaft, die sich nicht um das Wohl ALLER ihrer Kinder kümmert, 
ist folglich dem Untergang geweiht. 
 
Albert Einstein hat einmal gesagt: »Es gibt keine großen Entdeckungen und Fortschritte, solange es noch ein 
unglückliches Kind auf Erden gibt.« Und damit hat er sicherlich recht.  
Wenn wir Menschen den lang ersehnten Sprung in eine glückliche, friedvolle Welt schaffen wollen, in der wir 
ALLE, im Einklang mit der Natur lebend, gerechten Anteil an den Segnungen der göttlichen Schöpfung haben 
werden, dann müssen wir ALLE unsere Kinder schützen, um ihnen von Anfang an zu ermöglichen, das in ihnen 
angelegte Potenzial entfalten zu können. In Deutschland und wohl auch in den allermeisten anderen Ländern 
Europas und der Welt sind wir aktuell weit davon entfernt.  
Wir müssen jetzt endlich aktiv werden und uns mit aller Kraft dafür einsetzen, dass Kinder nie mehr wieder 
Opfer dieser Übergriffe und Vergehen werden. Jeder Einzelne ist jetzt gefragt, seinen Beitrag zu leisten, damit 
endlich der Sumpf dieser unvorstellbaren Verbrechen trockengelegt werden kann, und die Machenschaften 
des Bösen ein für alle Mal ein Ende haben! 
 
Bei unserem Pressesymposium am 28. September 2023, das unter der Überschrift »Institutionelle Übergriffe 
auf unsere Kinder – ein Weckruf!« steht, werden acht kompetente Referenten Kurzvorträge zu diesem 
Themenkomplex halten. Anschließend findet eine Diskussion mit den geladenen Gästen und Medienvertretern 
statt, in der es u.a. auch um Lösungsstrategien gehen wird. Ich freue mich, bei dieser Veranstaltung 
moderieren zu dürfen. 
Es ist uns bewusst, dass wir mit unserem Symposium nicht alle Probleme endgültig werden lösen können,  
das machen wir auch dadurch schon deutlich, dass wir unserer Überschrift den Zusatz »ein Weckruf!« 
angehängt haben. Aber es ist unseres Erachtens auch schon wichtig, hilfreich und zielführend, diese Themen 
klar und deutlich anzusprechen und in unser aller Bewusstsein zu rufen, so dass jeder erkennt, dass endlich 
gehandelt werden muss, dass das Mitwirken jedes Einzelnen gefragt ist und auch, wie und wo er sich hier 
einbringen kann. 
Den Medien kommt hierbei die enorm wichtige Rolle zu, der Öffentlichkeit immer wieder die abscheulichen 
Zustände deutlich vor Augen zu führen und sie damit wachzurütteln, damit die grauenhaften Missstände so 
schnell wie möglich dauerhaft beseitigt werden können.  
Nur zusammen, im Verbund mit jedem einzelnen couragierten Mitbürger, und mit der Unterstützung von 
Journalisten und Medienschaffenden sind wir stark und unangreifbar und können unser Ziel erreichen! 
 
  



 

Olaf Scholz: »Wir haben die Lufthoheit über den Kinderbetten.« 

Dr. Andrea Christidis 
Psychologin, Gutachterin in Fragen zu forensischer Psychologie 

 

Jedes Jahr entreißen deutsche Behörden mehr als 35.000 Kinder ihren Eltern und bringen sie fremd unter.  
Als Grund geben sie Kindeswohlgefährdung oder eine Selbstmeldung an. 
 
Im Jahr 2015 waren davon 77.645 Familien betroffen, 2016 waren es gar über 84.230 Fälle, dann gingen 
die Zahlen der Fremdunterbringungen leicht zurück. Ab 2021 schossen sie während der Lockdown-
Maßnahmen erneut auf 47.500 Kindesherausnahmen in die Höhe. Im Jahr 2022 waren es dann schon 
wieder 66.444 Fälle. Jeder dieser »Fälle« ist eine Familie, der ein bis zu sechs Kinder weggenommen 
werden.  

 
Eine plausible Untersuchung der Notwenigkeit einer Fremdunterbringung erfolgt in den meisten Fällen 
nicht. Es reichen Beschwerden der Eltern über den Kindergarten oder die Schule, ebenso anonyme 
Anrufe, um ein Sorgerechtsverfahren in Gang zu setzen. Wenn die Eltern sich gegen die oft erfundenen 
Vorwürfe zur Wehr setzen, wird auch schon mal deren Unterschrift im Amt gefälscht. 
 
Die Sorgerechtsverfahren finden »diskret« hinter geschlossenen Türen, in nicht-öffentlichen Verfahren 
statt, um vorgeblich die Persönlichkeitsrechte der Betroffenen zu schützen.  
 
Der ausgeschlossenen Öffentlichkeit gegenüber wird damit vertuscht, dass z.B. falsche Aussagen von 
Jugendamtsmitarbeitern von Richtern nicht protokolliert werden und dass eingesetzte Gutachter 
unverwertbare Gefälligkeitsgutachten verfassen, die dann als Grundlage für die Fremdunterbringungen 
gelten.  
 
Die Kosten für die Unterbringung haben die Eltern zu tragen (alternativ: die Kinder selbst ab dem 18. 
Lebensjahr), in der Unterbringung geschieht vieles – von Erprobung nicht-zugelassener Psychopharmaka 
(»zur Beruhigung der geschundenen Kinder«) bis hin zu Misshandlungen, fortgesetzter sexueller Gewalt 
bis hin zum ungeklärten Tod.  
 
Wenn es nicht mutige Menschen gäbe, die anhand von Aufzeichnungen und Öffentlichkeitsarbeit diese 
Straftaten nachweisen, kämen sie nie ans Licht der Öffentlichkeit. 
 
Die Entlarvung von Straftaten durch die Obrigkeit wird drakonisch verfolgt, nicht jedoch diejenigen 
Amtsträger, die die Straftaten begehen. Das führt dazu, dass die Bekanntgabe der Wahrheit staatliche 
Einschüchterungen, Strafverfolgung, Isolierung und Denunziation zur Folge haben.  
Dem Bürger bleiben sämtliche Abwehrrechte gegen Schädigungen von Amtsträgern verwehrt. 
 
Was passiert mit Kindern in diesen Fremdunterbringungen und welches Interesse haben Politiker an 
diesen Unterbringungen?  
 
Die korruptionsgefährdenden Bereiche im System werden in unserem Pressesymposium näher 
ausgeleuchtet.  

 

  



 

Übergriffigkeit an unseren Kindern – WHO 

Ltd. Ministerialrat a.D. Uwe Kranz 
Ehem. LKA-Präsident Thüringen, Autor und Analyst 

 

An unseren Kindern vergreifen sich nicht nur »klassische« Sexualtäter, Pädophile und sonstige Triebtäter, 
sondern immer öfter bereiten auch staatliche, halbstaatliche und sogar kirchliche Organisationen oder 
Institutionen den Boden für übergriffiges Verhalten. 
Manche erinnern sich noch an den Pädoskandal »Original Play« in evangelischen Tagesstätten.    
Wildfremde Männer erhielten gegen Entgelt die Erlaubnis, mit den der Kirche anvertrauten Kindern  
»zu kuscheln« und körperlich zu spielen – ohne Wissen der Eltern. Wer war für die Einführung dieses 
angeblich »reformpädagogischen Kentler-Konzepts« verantwortlich, welche Rolle spielte die Kirche?  
Noch heute ist dieses pädokriminelle »Spiel« nicht in allen Bundesländern verboten.  
Den Boden für derartige Abartigkeiten einer frühsexualisierten Kindheit bereiteten die Vereinten 
Nationen (UN) in Gestalt einer ihrer Unterorganisationen, der Weltgesundheitsorganisation (WHO), 
gemeinsam mit der deutschen Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BzGA) schon 2011 vor. Sie 
schrieben die »Standards for Sexuality Education in Europe«[1], welche angeblich auf wissenschaftlichen 
gesicherten Informationen über die Entwicklungsphasen der Kinder basiert und Wert auf alters- und 
entwicklungsgerechte Sexualaufklärung legt.  
[1] https://docplayer.org/207837149-Who-regionalbuero-fuer-europa-und-bzga.html   
 
Aber sie enthalten auch »Anweisungen« für Kindergärten und Grundschulen, dass Kinder zwischen  
0 bis 4 Jahren etwas über Selbstbefriedigung lernen und ein Interesse an ihrem eigenen Körper und dem 
der anderen entwickeln müssen (Doktorspiele?), oder dass  Kinder zwischen 4 und 6 Jahren etwas über 
Selbstbefriedigung lernen und dazu ermutigt werden müssen, ihre sexuellen Bedürfnisse und Wünsche zu 
äußern und dass Kinder zwischen 6 und 9 Jahren über Geschlechtsverkehr, Online-Pornografie, heimliche 
Liebe und Selbststimulation aufgeklärt werden müssen und Kinder zwischen 9 und 12 Jahren ihre ersten 
sexuellen Erfahrungen machen sollten und lernen, Online-Pornografie zu nutzen. Auch wenn die WHO 
den Begriff »Anweisung« verneint und ihn als »Basisinformationen für Fachkräfte« camoufliert: Es bleibt 
bei unangemessener frühkindlicher Erziehung, die mit den Elternrechten nicht im Einklang steht – zumal 
sich die »wissenschaftliche Basis« als fatale Konsequenz aus dem von Dr. Alfred Kinsey einst 
veröffentlichten männlichen Sexual-Report erweist, die sich später als lupenreiner und massenhafter 
Kindesmissbrauch herausstellte. Kinder sind auf unseren Schutz angewiesen und kein Versuchsobjekt für 
ideologisch getarnter Päderasten und Triebtäter mit einem mechanistischen Sexualverständnis, das sogar 
Sodomie einschließt (»alles ist möglich«).    
 
Daher sind auch die Absichten unseres Bundesgesundheitsministers Prof. Karl Lauterbach, die früh- 
kindliche Sexualerziehung einzuführen, deutlich abzulehnen. Damit soll nur ein weiterer Schritt in die 
sukzessive Auflösung gesunder familiärer Strukturen gegangen werden, der zur weiteren Erosion der 
Familie als Nukleus eines funktionierenden Staatswesens führen soll. 
 
Wehret den Anfängen, bevor es uns so geht wie in den USA, New York City, wo schon seit über zwei 
Jahren spezielle LGBTQ+-Sommer-Camps betrieben werden, in denen sich auf Wunsch der Eltern 
angeblich »falsch sexualisierte Kinder« zusammenfinden, um ihre Verwirrtheit nach den »Grundsätzen 
der Inklusivität« zu festigen. Sexuell orientierte Sommer-Camps sind grundsätzlich abzulehnen, egal, 
welcher sexuellen Ausrichtung Eltern, Erzieher und (vielleicht) Kinder angehören.   
Vater und Mutter, statt Elter 1 und 2 und eventuell noch 3. Zwei biologische Geschlechter, statt  
62. Family-Pride-Paraden, wie in Bulgarien oder Serbien, statt Gay-Pride-Paraden wie in Berlin und Wien. 
Weniger Dominanz der Diversen, mehr Normalität bitte. 



 

Von der Gender-Ideologie zur Kindesmisshandlung 

Prof. Dr. rer. nat. Ulrich Kutschera 
Evolutionsbiologe  

  
Sex, d.h. Befruchtung – Spermium-Eizelle-Kopulation, und Gender – die Entwicklung zu geschlechtsreifen 
männlichen oder weiblichen Tieren bzw. Menschen, sind historische Grundbegriffe der Evolutions- und 
Reproduktionsbiologie. Sie wurden von dem kinderlosen US-Psychologen John Money (1921–2006), der 
als Begründer der »Gender-Theorie« gilt, umdefiniert, mit dem Ziel, eine von der Biologie des Menschen 
abgekoppelte, sozialkonstruktivistische »Geschlechter-Lehre« zu  etablieren. Diese »Gender-Theorie« der 
frühen 1960er Jahre besagt, dass Menschen geschlechtsneutral geboren werden, und dann zu Jungen 
bzw. Mädchen erzogen werden können. Die sogenannten »Gender-Identitäten bzw. -Rollen«, definiert als 
sozial konstruiertes gesellschaftliches »Mann- bzw. Frau-Agieren«, sollen veränderbar sein, sodass ein 
Mann ebenso als Frau leben kann. Die Biologie, d.h. Geschlechtschromosomen, Sexualhormone, primäre 
und sekundäre Geschlechtsorgane, spielen eine untergeordnete Rolle. 
Diese »Gender-Lehre« basiert auf einem missglückten 1965er-Baby-Kastrationsexperiment, das mit dem 
Selbstmord beider »Versuchsmenschen«, Bruce (»Brenda«, 1965–2005) und Brian Reimer (1956–2002)  
endete. Der »Genderismus«, welcher auch in einer Verunstaltung der deutschen Sprache sein Unwesen 
treibt, begann somit mit einer schweren Kindesmisshandlung, und dieses Prinzip – Kinder als »Versuchs-
kaninchen« für ideologische, meist radikalfeministisch-marxistische Experimente zu missbrauchen – lebt 
bis heute in dieser kinder- und familienfreundlichen Parallelwelt fort. 
Unter dem Deckmantel des sog. »Gender-Mainstreamings«, und blumigen Begriffen wie »Regenbogen«, 
»Diversität« usw. wird noch 2023 nach der lange widerlegten Money'schen »Mann-gleich-Frau-Irrlehre« 
agiert, ohne Rücksicht auf das Kindeswohl. 
Von der schädlichen Zwangs-Maskierung von Schulkindern im Rahmen sog. »Corona-Schutzmaßnahmen«, 
über die Frühsexualisierung im Kindergarten, den Transgender- Kult (»Geschlechterwechsel nach 
Gefühl«), das Adoptionsrecht für gleichgeschlechtliche Paare ( zwei Papas statt Mutter und Vater) bis 
zur  Fremdunterbringung (Kindesherausnahmen, d.h. Isolation von den Eltern) reicht das Spektrum 
politisch unterstützter Kindeswohlgefährdungen.  
Aktuell sind Fälle von Kindesmissbrauch nach Betrug der leiblichen Eltern und Zwangs-Abgabe der 
Schutzbefohlenen zu Pflegepersonal ohne Empathie, so z.B. in Bibbiano und Turin, Italien. Ein Bericht vom 
22. Okt. 2022 (Südtirol-News) offenbart das Ausmaß an psychischem, physischem und sexuellem 
Missbrauch, dem Kinder, die ihren Eltern per staatlicher Anordnung entzogen wurden, potentiell 
ausgesetzt sind, wobei die Gender-Gleichheitsideologie hier als ideologischer Überbau zu erkennen ist. 
 
 
Literatur: 
Kutschera, U. ( 2018) Das Gender-Paradoxon.  Mann und Frau als evolvierte Menschentypen.  
2. Auflage. Lit-Verlag, Berlin. 

Kutschera, U. ( 2022) Strafsache Sexualbiologie. Darwinische Wahrheiten zu Ehe und Kindeswohl vor 
Gericht. 2. Auflage. Verlag Tredition, Hamburg. 
 

  



 

Die Aufhebung des Rechtsstaatsprinzips in Familiensachen 

RA Manfred Müller 
Rechtsanwalt 

 

Wie funktioniert es, Kindern die Eltern »zu entziehen« – in Obhut zu nehmen? 
Gerichte, Jugendämter, Gutachter, Verfahrensbeistände haben sich selbst ein System geschaffen, das 
durch die Instanzen bis hin zum Bundesverfassungsgericht den Eltern kaum oder keine Möglichkeit 
einräumt, staatliches Unrecht aufzudecken, und als entrechtete Eltern ihrer Kinder wieder habhaft  
zu werden.  
Richter stützen das System, um überhaupt die Vielzahl der Fälle bearbeiten zu können, wählen ihnen 
genehme Gutachter und Verfahrensbeistände aus, entscheiden vornehmlich nach den »Vorgaben« in den 
Darstellungen des Jugendamts, notfalls wird, um das gewünschte Ergebnis zu erzielen, eine 
Zeugenaussage »verändert«, unwahre Tatsachenbehauptungen von Jugendamtsmitarbeitern bis hin zur 
Unterschriftsfälschung der Elternunterschrift und Verweigerung der Akteneinsicht, toleriert. Zeugen in 
Familiensachen sind eine Seltenheit, würden diese, wie in anderen Zivilverfahren, geladen, wäre dies 
bereits auf Grund der Dauer der Verhandlungen das Ende des Systems, also wird geglaubt, was 
Jugendamt, Gutachter oder Dritte darlegen. Wo bleiben die Grundrechte der Eltern? 
Jugendamtsmitarbeiter sind auch auf Grund der Vielzahl der Fälle überfordert, entscheiden oft ohne 
Anhörung der Eltern und nehmen Kinder in Obhut. Traumatisierte Kinder bleiben zurück. Sie »basteln« 
sich einen Sachverhalt und kommen schnell zum Ergebnis der Inobhutnahme der Kinder. Vorgaben im 
SGB VIII werden missachtet. 
Gutachtern wird geglaubt, ohne die Gutachten kritisch zu hinterfragen, zu untersuchen, ob die fachlichen 
Voraussetzungen des Gutachters vorliegen, z.B. psychische Beeinträchtigungen festzustellen. Selbst 
mündlich dem Richter mitgeteilte Ausführungen werden akzeptiert, und führen zum Entzug der 
elterlichen Sorge. Kritische Gutachter werden nicht beauftragt, treten diese als Privatgutachter auf, wird 
versucht, sie bis hin zur strafrechtlichen Verfolgung zu sanktionieren. 
Verfahrensbeistände, die nur diese eine Tätigkeit ausüben, sind auf die Aufträge der Richter angewiesen. 
Sind dies noch Anwälte der Kinder? Wo bleiben die Kinderrechte? 
Rechtsanwälte, die nach den gesetzlichen Gebühren in Familiensachen arbeiten, »winken solche Fälle oft 
einfach durch«. Gebühren für ein Eilverfahren mit 517,65 €, einschließlich mündlicher Anhörung, oder 
850,85 € Gebühren in der Hauptsache, decken die Kosten für einen gewissenhaft arbeitenden 
Rechtsanwalt für Besprechungen mit den Mandanten – Gutachten prüfen, Akten lesen, mündliche 
Anhörungen – nicht.   
 

   
 
  



 

Kindesmisshandlung durch Coronamaßnahmen an Schulen 

Prof. Dr. Martin Schwab 
Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, Verfahrens- und Unternehmensrecht, Universität Bielefeld 

 

 
 
Anstelle eines Textes lasse ich das Bild einer Sonthofener Gymnasiastin sprechen. Es sagt mehr als 
tausend Worte über die organisierte Kindesmisshandlung durch die Maskenpflicht an Schulen.  
Es ist wichtig, den Kindern und Jugendlichen jetzt eine Stimme zu geben, bevor der Corona-Zirkus  
an Schulen womöglich demnächst wieder losgeht.  



 

Nur tote Kinder sind Beweis genug 

RA Edgar Siemund 
Siemund & Partner Rechtsanwälte, Mühldorf am Inn; Mitglied der »Anwälte für Aufklärung e.V.« 

 

Wie geht man mit einem Richter um, der im Verfahren um das Tragen von FFP2-Masken zu einem  
14-jährigen sagt: »Wie soll ich wissen, ob Masken gefährlich sind, bevor nicht zwei Kinder tot vor mir 
liegen?« Ja, das waren seine Worte. Sie spiegeln die Abgründe wider, die sich auftun, wenn staatliche Pro-
paganda völlig losgelöst von wissenschaftlicher Evidenz Einzug in die Gedankenwelt von Richtern hält. – 
Die Beispiele ließen sich fortsetzen. Sie helfen aber nicht, die Ursachen des Problems zu erkennen. Diese 
sind vielschichtig. Sie reichen von der »Ignoranz der Instanzen« aufgrund des Mangels an – aus Sicht der 
Richterschaft – »verlässlichen« Informationen bis hin zur »mittelbaren Korruption« aufgrund finanzieller 
Abhängigkeiten. Hält sich der Richter nicht an die Vorgaben, wird er dafür sanktioniert. So geschehen mit 
dem Amtsrichter des LG Erfurt: Freiheitsstrafe von zwei Jahren auf Bewährung, weil ihm Rechtsbeugung 
dadurch vorgeworfen wurde, seine Zuständigkeit als Familienrichter manipuliert zu haben, um eine 
Maskenpflicht von Schulkindern richterlich zu unterbinden. Wie ein Richter rein im Interesse eines 
tatsächlichen Kindeswohls überhaupt irgendetwas so manipulieren können soll, dass ihm dies strafrecht-
lich zur Last gelegt werden kann, zeigt, welchen Stellenwert das Kindeswohl in diesem von echten Fakten 
völlig unbeleckten Rechtssystem hat – nämlich gar keinen. Denn kaum jemand aus den Reihen der Justiz 
ist gegen die Kindesmisshandlungen durch sinnloses und gesundheitsschädliches Maskentragen, Testen 
und »Impfen« aufgestanden. Und Urteile gegen diese Maßnahmen, mit denen Legislative und Exekutive 
die Kinder und Jugendlichen – fast ist man geneigt zu sagen – »gefoltert« haben, sucht man vergeblich. 
Außer bei den wenigen Helden der Justiz, die deswegen mit staatlicher Repression verfolgt wurden. 
Zwangsgelder und Bußgelder in Höhe von einigen hundert bis hin zu mehreren tausend Euro dafür, dass 
Eltern ihre Kinder vor den schädigenden Masken und vor den noch gesundheitsschädlicheren 
Teststäbchen geschützt haben. Vor einigen Monaten konnte ich in einem Verfahren einem Gericht ein 
Gutachten »entlocken«, mit dem geprüft werden sollte, ob Teststäbchen Ethylenoxid und andere giftige 
Substanzen enthalten, die sich bei ihrer Verwendung in den kleinen Körpern unserer Kinder ansammeln 
und sie an der Gesundheit schädigen. Fazit: Der Gutachter stellt fest, dass eine geringe bis mittlere 
Gefährdung der Kinder bestehe, die jedoch akzeptabel sei! Wie kann es sein, dass eine Gefährdung durch 
Ethylenoxid, dessen Grenzwert bei Lebensmitteln bei null liegt, in den Nasen unserer Kinder akzeptabel 
ist? Vor allen Dingen dann, wenn man weiß, dass die Gefährdung mindestens in einer erhöhten 
Krebsgefahr besteht. Und das Gericht schloss sich den Feststellungen an. Ähnliches passiert Ärzten, die 
versuchen, nicht nur Kinder vor diesen Auswüchsen substanzloser Medizin-MÄRCHEN zu beschützen, wie 
z.B. dem Arzt Heinrich Habig, der zu mehr als zwei Jahren auf Bewährung verurteilt wurde, weil er 
angeblich falsche Impfpässe ausgestellt hat. Wie kann etwas, das gar keine »Impfung«, sondern eine 
Genmanipulation ist, die zudem nach der E-Mail des RKI vom 23.3.2023 überhaupt nicht gegen COVID 19 
schützt, als Impfung in einem Pass bestätigt werden? Wie sollen wir Anwälte bei solch einer Fakten 
verneinenden Grund-haltung der Richterschaft und der daraus entstehenden Absurdität, die jede 
Wahrheit zu zerstören sucht, noch die Freiheit und Gesundheit schützen, vor allem der Kinder, wenn das 
natürliche Recht der Eltern zu ihrer Pflege und Erziehung von der Rechtsprechung derart missachtet wird? 
Es ist nicht leicht und gelingt nicht über Fakten. Medizinische Fakten und wissenschaftliche Erkenntnisse 
sind in dieser »Corona-Pandemie« – wie es die ehemalige Bundeskanzlerin Merkel sagte – ersatzlos 
gestrichen und durch »politische Entscheidungen« ersetzt worden. Deshalb bleibt uns nur, den 
Menschen, der auch im Richter wohnt, auf der Herzensebene anzusprechen und davon auszugehen, dass 
der Zugang zu diesem Bereich nicht schon vollkommen verschlossen ist. Dann gelingt es – manchmal. Und 
in letzter Zeit immer öfter. Nicht nur im Interesse der Kinder. Wir Anwälte sind weiterhin zuversichtlich! 
 



 

Paedophilia – an Inconceivable Crime 

David Sörensen 
Investigative Journalist 

 

For the past decades numerous surviving victims and eye-witnesses have come forward to testify about 
what is probably the worst evil in our world: high level officials in governments, law enforcement, 
judiciary, military, banking and the business world, as well as the entertainment industry are involved in 
organized, and systematic kidnapping, trafficking, abusing, torturing and murdering of an astronomical 
number of children, all around the world. 
 
The abuse of children is also used to blackmail officials. First they are compromised, which is recorded on 
film, so they can be controlled for the rest of their life. 
 
These witness testimonies are confirmed by a large number of former directors and officers from the FBI, 
CIA, police, gendarmery, military, intelligence services, and so on. 
For many years these witnesses were denied, because their stories were too horrifying and unbelievable. 
The past years however the number of testimonies has increased significantly, to the point where it has 
become impossible to deny them. Especially because they keep being confirmed by former officers from 
the aforementioned law enforcement agencies. 
 
The common message given by all these people, is that the so called ”elites” (the rich and powerful of our 
world) practice pedophilia as a lifestyle, where children are being raped thousands of times by the time 
they are 18. 
This appears to be confirmed by the fact that the past years, the World Health Organization and United 
Nations, two organizations that are controlled by these “elites”, have been pushing an agenda to 
normalize pedophilia in society. They are instructing primary schools around the world to teach toddlers 
about sex and masturbation, and young children about having sex with people of all ages and all genders. 
The excuse is that “sex is a human right, regardless of age, and therefore children should be encouraged 
to engage in sexual activities, starting from birth.” Countless schools are instructed to ensure that 
children start with sex as soon as possible. 
At the same time the International Commission of Jurists has issued a statement that sex between adults 
and children should be legalized, if the child “consents”. This confirms what countless witnesses have 
testified, that the judiciary worldwide has been severely infiltrated by agents of these elites, with the 
purpose of decriminalizing sexual abuse of defenseless children. 
All around the world mainstream media, which are also owned by these same elites, have been calling to 
accept pedophilia as a normal sexual orientation, again an attempt to normalize the sexual abuse of 
defenseless little children. 
Insiders and surviving victims from within the elites, state that the plan of the elites is to normalize what 
they have been doing in secret for decades. When pedophilia becomes accepted in society, and laws are 
changed accordingly, they can no longer be prosecuted for their crimes against the children. 
 
A growing number of investigators, attorneys, psychologists, human rights activists, former police officers 
and detectives, and former members from the FBI, CIA and other intelligence agencies, as well as 
surviving victims, eye witnesses, and professionals from youth care, and many more, are becoming more 
and more organized to start revealing these horrors to humanity, and take action to prosecute those that 
have been raping, torturing and murdering the innocent, vulnerable ones in our world, thinking they 
would always be able to get away with it. 
We call all the good people of our world to stop turning your head away, which effectively makes you 



 

complicit. As one surviving victim stated: “It is horrible that high level officials do this to children, but 
what is worse is that the public allows it to happen. What kind of people create a society where millions 
of children are being raped and murdered, on an ongoing basis, and nothing is ever done about it?” This 
grave injustice must be brought into the light and humanity as a whole must rise up to take a stand 
against it. 
 

 Übersetzung ins Deutsche e  
Pädophilie – ein unfassbares Verbrechen 

David Sörensen 
Investigativer Journalist 

 

In den letzten Jahrzehnten haben sich zahlreiche überlebende Opfer und Augenzeugen gemeldet, um 
über das wahrscheinlich schlimmste Übel in unserer Welt zu berichten: Hochrangige Beamte in  
Regierungen, Strafverfolgungsbehörden, Justiz, Militär, Banken und der Geschäftswelt sowie der 
Unterhaltungsindustrie sind an der organisierten und systematischen Entführung, dem Handel, dem 
Missbrauch, der Folter und der Ermordung einer astronomischen Zahl von Kindern in der ganzen Welt 
beteiligt. 
 
Der Missbrauch von Kindern wird auch dazu benutzt, Entscheidungsträger zu erpressen. Zunächst werden 
sie kompromittiert, was auf Film festgehalten wird, damit sie für den Rest ihres Lebens kontrolliert 
werden können. 
 
Diese Zeugenaussagen werden von einer großen Anzahl ehemaliger Direktoren und Beamter des FBI,  
der CIA, der Polizei, der Gendarmerie, des Militärs, der Geheimdienste usw. bestätigt. Viele Jahre lang 
wurden diese Zeugen verleugnet, weil ihre Geschichten zu entsetzlich und unglaublich klangen. In den 
letzten Jahren hat die Zahl der Zeugenaussagen jedoch erheblich zugenommen, und zwar so stark, dass 
es unmöglich geworden ist, sie zu leugnen. Vor allem, weil sie immer wieder von ehemaligen Beamten 
der oben genannten Strafverfolgungsbehörden bestätigt werden. 
 
Die gemeinsame Botschaft all dieser Menschen ist, dass die so genannten »Eliten« (die Reichen und 
Mächtigen unserer Welt) Pädophilie als Lebensstil praktizieren, bei dem Kinder bis zum Alter von  
18 Jahren tausendfach vergewaltigt werden. Dies scheint durch die Tatsache bestätigt zu werden, dass 
die Weltgesundheitsorganisation und die Vereinten Nationen, zwei Organisationen, die von diesen 
»Eliten« kontrolliert werden, seit einigen Jahren eine Agenda zur Normalisierung der Pädophilie in der 
Gesellschaft vorantreiben. Sie weisen Kindertagesstätten und Grundschulen auf der ganzen Welt an, 
Kleinkinder über Sex und Masturbation zu unterrichten, und junge Kinder darüber, Sex mit Menschen 
jeden Alters und jeden Geschlechts haben zu können. Die Ausrede lautet: »Sex ist ein Menschenrecht, 
unabhängig vom Alter, und deshalb sollten Kinder von Geburt an zu sexuellen Aktivitäten ermutigt 
werden.« Unzählige Schulen sind angewiesen, dafür zu sorgen, dass Kinder so früh wie möglich mit  
Sex beginnen. 
Gleichzeitig hat die Internationale Juristenkommission eine Erklärung abgegeben, dass Sex zwischen 
Erwachsenen und Kindern legalisiert werden sollte, wenn das Kind »einwilligt«. Dies bestätigt, was 
zahllose Zeugen ausgesagt haben, nämlich dass die Justiz weltweit stark von Agenten dieser Eliten 
unterwandert ist, mit dem Ziel, den sexuellen Missbrauch von wehrlosen Kindern zu entkriminalisieren. 
Überall auf der Welt haben die Mainstream-Medien, die sich ebenfalls im Besitz derselben Eliten 
befinden, dazu aufgerufen, Pädophilie als normale sexuelle Orientierung zu akzeptieren, was wiederum 
ein Versuch ist, den sexuellen Missbrauch von wehrlosen kleinen Kindern zu normalisieren. 



 

Insider und überlebende Opfer aus den Reihen der Eliten erklären, dass der Plan der Eliten darin besteht, 
das zu normalisieren, was sie seit Jahrzehnten im Verborgenen tun. Wenn Pädophilie in der Gesellschaft 
akzeptiert wird und die Gesetze entsprechend geändert werden, können sie nicht mehr für ihre 
Verbrechen an den Kindern belangt werden. 
 
Eine wachsende Zahl von Ermittlern, Anwälten, Psychologen, Menschenrechtsaktivisten, ehemaligen 
Polizeibeamten und Detektiven, ehemaligen Mitgliedern des FBI, der CIA und anderer Geheimdienste 
sowie überlebenden Opfern, Augenzeugen und Fachleuten aus der Jugendhilfe und viele mehr 
organisieren sich zunehmend, um diese Schrecken der Menschheit aufzudecken und Maßnahmen zu 
ergreifen, um diejenigen strafrechtlich zu verfolgen, die die Unschuldigen und Schwachen in unserer  
Welt vergewaltigt, gequält und ermordet haben, weil sie davon ausgehen, sie würden damit immer 
davonkommen. 
Wir rufen alle guten Menschen in unserer Welt auf, nicht länger wegzuschauen, denn das macht sie zu 
Mitwissern. Wie ein überlebendes Opfer sagte: »Es ist furchtbar, dass hochrangige Beamte Kindern so 
etwas antun, aber noch schlimmer ist es, dass die Öffentlichkeit dies zulässt. Was sind das für Menschen, 
die eine Gesellschaft schaffen, in der Millionen von Kindern ständig vergewaltigt und ermordet werden, 
ohne dass jemals etwas dagegen unternommen wird?« Dieses schwerwiegende Unrecht muss ans Licht 
gebracht werden, und die gesamte Menschheit muss sich erheben, um dagegen aufzustehen. 



 

Resolution 217 A (III) der Generalversammlung  
vom 10. Dezember 1948   

Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
 

PRÄAMBEL 
Da die Anerkennung der angeborenen Würde und der gleichen und unveräußerlichen Rechte aller Mitglieder der  

Gemeinschaft der Menschen die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet, 
 

da die Nichtanerkennung und Verachtung der Menschenrechte zu Akten der Barbarei geführt haben, die das  
Gewissen der Menschheit mit Empörung erfüllen, und da verkündet worden ist, daß einer Welt, in der die Menschen 

Rede- und Glaubensfreiheit und Freiheit von Furcht und Not genießen, das höchste Streben des Menschen gilt, 
 

da es notwendig ist, die Menschenrechte durch die Herrschaft des Rechtes zu schützen, damit der Mensch nicht  
gezwungen wird, als letztes Mittel zum Aufstand gegen Tyrannei und Unterdrückung zu greifen, 

 
da es notwendig ist, die Entwicklung freundschaftlicher Beziehungen zwischen den Nationen zu fördern, 

 
da die Völker der Vereinten Nationen in der Charta ihren Glauben an die grundlegenden Menschenrechte, an die Würde 

und den Wert der menschlichen Person und an die Gleichberechtigung von Mann und Frau erneut bekräftigt und  
beschlossen haben, den sozialen Fortschritt und bessere Lebensbedingungen in größerer Freiheit zu fördern, 

 
da die Mitgliedstaaten sich verpflichtet haben, in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen auf die allgemeine  

Achtung und Einhaltung der Menschenrechte und Grundfreiheiten hinzuwirken, 
 

da ein gemeinsames Verständnis dieser Rechte und Freiheiten von größter Wichtigkeit für die volle  
Erfüllung dieser Verpflichtung ist, verkündet die Generalversammlung 

 
diese Allgemeine Erklärung der Menschenrechte als das von allen Völkern und Nationen zu erreichende gemeinsame 

Ideal, damit jeder einzelne und alle Organe der Gesellschaft sich diese Erklärung stets gegenwärtig halten und sich  
bemühen, durch Unterricht und Erziehung die Achtung vor diesen Rechten und Freiheiten zu fördern und durch  
fortschreitende nationale und internationale Maßnahmen ihre allgemeine und tatsächliche Anerkennung und  

Einhaltung durch die Bevölkerung der Mitgliedstaaten selbst wie auch durch die Bevölkerung der ihrer Hoheitsgewalt  
unterstehenden Gebiete zu gewährleisten. 

 
Artikel 1 

Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt  
und sollen einander im Geiste der Brüderlichkeit begegnen. 

 
Artikel 2 

Jeder hat Anspruch auf alle in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten, ohne irgendeinen Unterschied,  
etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Anschauung, nationaler  

oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand. 
 

Des weiteren darf kein Unterschied gemacht werden auf Grund der politischen, rechtlichen oder internationalen  
Stellung des Landes oder Gebietes, dem eine Person angehört, gleichgültig ob dieses unabhängig ist, unter  

Treuhandschaft steht, keine Selbstregierung besitzt oder sonst in seiner Souveränität eingeschränkt ist. 
 

Artikel 3 
Jeder hat das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person. 

 
Artikel 4 

Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden;  
Sklaverei und Sklavenhandel in allen ihren Formen sind verboten. 

 
Artikel 5 

Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung  
oder Strafe unterworfen werden. 

 
Artikel 6 

Jeder hat das Recht, überall als rechtsfähig anerkannt zu werden. 



 

Artikel 7 
Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und haben ohne Unterschied Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz. 
Alle haben Anspruch auf gleichen Schutz gegen jede Diskriminierung, die gegen diese Erklärung verstößt, und gegen jede 

Aufhetzung zu einer derartigen Diskriminierung. 
 

Artikel 8 
Jeder hat Anspruch auf einen wirksamen Rechtsbehelf bei den zuständigen innerstaatlichen Gerichten gegen Handlun-

gen, durch die seine ihm nach der Verfassung oder nach dem Gesetz zustehenden Grundrechte verletzt werden. 
 

Artikel 9 
Niemand darf willkürlich festgenommen, in Haft gehalten oder des Landes verwiesen werden. 

 
Artikel 10 

Jeder hat bei der Feststellung seiner Rechte und Pflichten sowie bei einer gegen ihn erhobenen strafrechtlichen Beschul-
digung in voller Gleichheit Anspruch auf ein gerechtes und öffentliches Verfahren vor einem unabhängigen und unpar-

teiischen Gericht. 
 

Artikel 11 
1. Jeder, der einer strafbaren Handlung beschuldigt wird, hat das Recht, als unschuldig zu gelten, solange seine Schuld 

nicht in einem öffentlichen Verfahren, in dem er alle für seine Verteidigung notwendigen Garantien  
gehabt hat, gemäß dem Gesetz nachgewiesen ist. 

2. Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer Begehung nach inner-
staatlichem oder internationalem Recht nicht strafbar war. Ebenso darf keine schwerere Strafe als die zum Zeitpunkt 

der Begehung der strafbaren Handlung angedrohte Strafe verhängt werden. 

Artikel 12 
Niemand darf willkürlichen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung und seinen Schriftverkehr oder 
Beeinträchtigungen seiner Ehre und seines Rufes ausgesetzt werden. Jeder hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen 

solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen. 
 

Artikel 13 
1. Jeder hat das Recht, sich innerhalb eines Staates frei zu bewegen und seinen Aufenthaltsort frei zu wählen. 

2. Jeder hat das Recht, jedes Land, einschließlich seines eigenen, zu verlassen und in sein Land zurückzukehren. 

Artikel 14 
1. Jeder hat das Recht, in anderen Ländern vor Verfolgung Asyl zu suchen und zu genießen.  

2. Dieses Recht kann nicht in Anspruch genommen werden im Falle einer Strafverfolgung, die tatsächlich auf Grund 
von Verbrechen nichtpolitischer Art oder auf Grund von Handlungen erfolgt, die gegen die Ziele und Grundsätze 

der Vereinten Nationen verstoßen. 

Artikel 15 
1. Jeder hat das Recht auf eine Staatsangehörigkeit. 

2. Niemandem darf seine Staatsangehörigkeit willkürlich entzogen noch das Recht versagt werden,  
seine Staatsangehörigkeit zu wechseln. 

Artikel 16 
1. Heiratsfähige Männer und Frauen haben ohne jede Beschränkung auf Grund der Rasse, der  

Staatsangehörigkeit oder der Religion das Recht, zu heiraten und eine Familie zu gründen.  
Sie haben bei der Eheschließung, während der Ehe und bei deren Auflösung gleiche Rechte. 

2. Eine Ehe darf nur bei freier und uneingeschränkter Willenseinigung der künftigen Ehegatten  
geschlossen werden. 

3. Die Familie ist die natürliche Grundeinheit der Gesellschaft und hat Anspruch auf Schutz  
durch Gesellschaft und Staat. 

Artikel 17 
1. Jeder hat das Recht, sowohl allein als auch in Gemeinschaft mit anderen Eigentum innezuhaben. 

2. Niemand darf willkürlich seines Eigentums beraubt werden. 

  



 

Artikel 18 
Jeder hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit; dieses Recht schließt die Freiheit ein,  

seine Religion oder seine Weltanschauung zu wechseln, sowie die Freiheit, seine Religion oder seine Weltanschauung 
allein oder in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich oder privat durch Lehre, Ausübung, Gottesdienst und  

Kulthandlungen zu bekennen. 

Artikel 19 
Jeder hat das Recht auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung; dieses Recht schließt die Freiheit ein, Meinungen 
ungehindert anzuhängen sowie über Medien jeder Art und ohne Rücksicht auf Grenzen Informationen und Gedankengut 

zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten. 
 

Artikel 20 
1. Alle Menschen haben das Recht, sich friedlich zu versammeln und zu Vereinigungen zusammenzuschließen. 

2. Niemand darf gezwungen werden, einer Vereinigung anzugehören. 

Artikel 21 
1. Jeder hat das Recht, an der Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten seines Landes unmittelbar oder durch frei 

gewählte Vertreter mitzuwirken. 

2. Jeder hat das Recht auf gleichen Zugang zu öffentlichen Ämtern in seinem Lande. 

3. Der Wille des Volkes bildet die Grundlage für die Autorität der öffentlichen Gewalt; dieser Wille muß durch regelmä-
ßige, unverfälschte, allgemeine und gleiche Wahlen mit geheimer Stimmabgabe oder einem gleichwertigen freien 

Wahlverfahren zum Ausdruck kommen. 

Artikel 22 
Jeder hat als Mitglied der Gesellschaft das Recht auf soziale Sicherheit und Anspruch darauf, durch innerstaatliche Maß-
nahmen und internationale Zusammenarbeit sowie unter Berücksichtigung der Organisation und der Mittel jedes Staa-
tes in den Genuß der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte zu gelangen, die für seine Würde und die freie 

Entwicklung seiner Persönlichkeit unentbehrlich sind. 
 

Artikel 23 
1. Jeder hat das Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl, auf gerechte und befriedigende Arbeitsbedingungen  

sowie auf Schutz vor Arbeitslosigkeit. 

2. Jeder, ohne Unterschied, hat das Recht auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit. 

3. Jeder, der arbeitet, hat das Recht auf gerechte und befriedigende Entlohnung,  
die ihm und seiner Familie eine der menschlichen Würde entsprechende Existenz sichert,  

gegebenenfalls ergänzt durch andere soziale Schutzmaßnahmen. 

4. Jeder hat das Recht, zum Schutze seiner Interessen Gewerkschaften zu bilden und solchen beizutreten. 

Artikel 24 
Jeder hat das Recht auf Erholung und Freizeit und insbesondere auf eine vernünftige Begrenzung der Arbeitszeit und 

regelmäßigen bezahlten Urlaub. 
 

Artikel 25 
1. Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der seine und seiner Familie Gesundheit und Wohl gewährleistet, ein-

schließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche Versorgung und notwendige soziale Leistungen, sowie das Recht 
auf Sicherheit im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität oder Verwitwung, im Alter sowie bei anderweitigem 

Verlust seiner Unterhaltsmittel durch unverschuldete Umstände. 

2. Mütter und Kinder haben Anspruch auf besondere Fürsorge und Unterstützung. 

3. Alle Kinder, eheliche wie außereheliche, genießen den gleichen sozialen Schutz. 

Artikel 26 
1. Jeder hat das Recht auf Bildung. Die Bildung ist unentgeltlich, zum mindesten der Grundschulunterricht  

und die grundlegende Bildung. Der Grundschulunterricht ist 

2. obligatorisch. Fach- und Berufsschulunterricht müssen allgemein verfügbar gemacht werden,  
und der Hochschulunterricht muß allen gleichermaßen entsprechend ihren Fähigkeiten offenstehen. 

3. Die Bildung muß auf die volle Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und auf die Stärkung der Achtung vor den 
Menschenrechten und Grundfreiheiten gerichtet sein. Sie muß zu Verständnis, Toleranz und Freundschaft  



 

zwischen allen Nationen und allen rassischen oder religiösen Gruppen beitragen  
und der Tätigkeit der Vereinten Nationen für die Wahrung des Friedens förderlich sein. 

4. Die Eltern haben ein vorrangiges Recht, die Art der Bildung zu wählen, die ihren Kindern zuteil werden soll. 

Artikel 27 
1. Jeder hat das Recht, am kulturellen Leben der Gemeinschaft frei teilzunehmen, sich an den Künsten zu erfreuen und 

am wissenschaftlichen Fortschritt und dessen Errungenschaften teilzuhaben. 

2. Jeder hat das Recht auf Schutz der geistigen und materiellen Interessen, die ihm als Urheber von Werken der  
Wissenschaft, Literatur oder Kunst erwachsen. 

Artikel 28 
Jeder hat Anspruch auf eine soziale und internationale Ordnung, in der die in dieser Erklärung verkündeten Rechte und 

Freiheiten voll verwirklicht werden können. 
 

Artikel 29 
1. Jeder hat Pflichten gegenüber der Gemeinschaft,  

in der allein die freie und volle Entfaltung seiner Persönlichkeit möglich ist. 

2. Jeder ist bei der Ausübung seiner Rechte und Freiheiten nur den Beschränkungen unterworfen,  
die das Gesetz ausschließlich zu dem Zweck vorsieht, die Anerkennung und Achtung der Rechte und  

Freiheiten anderer zu sichern und den gerechten Anforderungen der Moral,  
der öffentlichen Ordnung und des allgemeinen Wohles in einer demokratischen Gesellschaft zu genügen. 

3. Diese Rechte und Freiheiten dürfen in keinem Fall im Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen  
der Vereinten Nationen ausgeübt werden. 

Artikel 30 
Keine Bestimmung dieser Erklärung darf dahin ausgelegt werden, daß sie für einen Staat, eine Gruppe oder  

eine Person irgendein Recht begründet, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung zu begehen, 
 welche die Beseitigung der in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten zum Ziel hat. 

 


